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Örsi°an des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold und des Freiheitsbundes e. V. Berlin 

BUND AKTIVER DJ=MOKRATEN 

Reichsbanner und Bundeswehr 
von Dr. Karl Kindermann 

Es mag auf den ersten Augenblick manchem objektiven Beobachter 
des deutschen politischen Lebens eigentümlich erscheinen, wenn 
zwei im Grunde so verschiedene Organisationen gemeinsam ge­
nannt werden. Und doch haben sie in ihrer Geschichte und Ziel­
setzung auffallend viel miteinander gemeinsam. Beide entstanden 
aus dem gleichen Grunde, die 1945 mühsam wiedergewonnene De­
mokratie zu schützen. Das Reichsbanner ist heute eine rein zivile 
Organisation, die ihre Hauptaufgabe darin erblickt, demokratie­
feindliche Strömungen schonungslos zu bekämpfen, während die 
Bundeswehr vorwiegend den äußeren Schutz der Bundesrepublik 
im Sinne der Nato gewährleistet. 
Das Reichsbanner ist wie die Bundeswehr parteipolitisch neutral. 
Diese Tatsache, auf deren Einhaltung der Bundesvorstand und die 
Mitglieder den größten Wert legen, hat freilich dazu geführt, daß 
die drei demokratischen Parteien CDU/CSU, SPD und FDP in ihm 
keine ausgesprochene Vertretung ihrer Parteiinteressen erblicken 
und deshalb ihren Mitgliedern es ganz .allein überlassen, ob sie 
dem überparteilichen Reichsbanner beitreten wollen oder nicht. 
Jedenfalls ist sicher, daß es auf das individuelle Demokratiever­
ständnis des jeweiligen Staatsbürgers ankommt, auf seine eigene 
Entscheidung, sich zum Reichsbanner zu bekennen. 
Die völlig veränderten Verhältnisse in der deutschen Politik haben 
diese Entwicklung geradezu heraufbeschworen. Als der Oberprä­
sident Hörsing und der Chefredakteur Höltermann 1924 sich zur 
Gründung des Reichsbanners entschlossen, fanden sich die Demo­
kraten von Weimar in der Abwehr und Ablehnung der beiden ex­
tremen Richtungen viel eher zusammen als heute. Man kann hier 
die Frage aufwerfen, in welchem Grade die Bundesrepublik heute 
von Extremisten bedroht ist. Es muß ganz offen ausgesprochen 
werden, daß früher und jetzt viele Mitglieder der SPD dem Reichs­
banner angehören, während die Repräsentanten der bürgerlichen 
Gesellschaft dünner gesät sind, obwohl in unserer Organisation 
keine Parteipolitik getrieben wird. 
Das Reichsbanner erfreute sich in der Weimarer Zeit wegen seiner 
zahlenmäßigen Stärke und seiner entschiedenen Abwehr extremer 
und rechtsstaatsfeindlicher Bestrebungen des großen Vertrauens 
der Politiker. Männer wie Dr. Wfrth und Marx vom Zentrum, Ver­
treter der Demokratischen Partei wie der Reichstagsabgeordnete 
Dr. Ludwig Haas, der Chefredakteur des „Berliner Tageblatt" 
Theodor Wolff, sie alle förderten das Reichsbanner und waren 
dankbar für dessen aktives Eintreten. 
Ich erinnere mich noch sehr gut daran, wie mir der Reichsinnen­
minister Dr. Wirth nach dem Attentat auf Reichskanzler Brüning 
bei Jüterbog den Auftrag erteilte, im Namen des Reichsbanners 
die Hintergründe des verbrecherischen Anschlages zu untersu­
chen, als die Behörden nicht weiterkamen. Es waren ausgespro­
chen außenpolitische Rücksichten, welche die Veröffentlichung der 
Ergebnisse der Untersuchung verhinderten. 
Leider herrscht heute unter den ausschließlich demokratischen 
Parteien des Bundestages trotz mancher gemeinsamer Grundla­
gen ein fast ununterbrochen polemischer Ton. Man ist sich zwar in 
der Abwehr der Extremisten einig, aber man marschiert leider ge­
trennt. Schon aus diesem Grunde hat das Reichsbanner eine staats­
politische Aufgabe. 
Es gibt Leute, die glauben, der alte Name sei nicht mehr zeitge­
mäß, aber hier hat der Bundesvorsitzende Georg Prinz kürzlich 

die rechte Erklärung gefunden. Der Begriff „Reich" ist keineswegs 
ein geistiges Eigentum der NS-Zeit. Es gibt heute noch „Reichs­
bünde" verschiedener Art. Zudem hat die Bundesregierung seit 
ihrer Neugründung den Gedanken der Wiedervereinigung zu einem 
gemeinsamen Deutschen Reich niemals aufgegeben. Der Name ist 
daher berechtigt und hält die unvergleichliche Tradition aufrecht 
und in Ehren. 
Wenn man bei Versammlungen und Kongressen des Reichsban­
ners mit den Kameraden beisammen ist, dann wird man unwill­
kürlich von einem Gefühl der Hochachtung und der Genugtuung 
erfüllt, um sich herum meist ältere Mitglieder zu sehen, die der Ge­
waltherrschaft der NS-Zeit unter Einsatz ihres Lebens und oft ge­
nug im KZ entgegentraten. Während das „besser" Bürgertum 1933 
zu einem großen Teil sich dem Nationalsozialismus vorbehaltlos• 
anschloß, während seine Repräsentanten hohe Stellungen in der 
SA und SS übernahmen, arbeiteten die aus der SPD kommenden 
Mitglieder vielfach im Untergrund weiter. So darf man beim An­
blick dieser leidgeprüften Demokraten mit Napoleon sagen: Die 
Garde stirbt, aber sie ergibt sich nicht! 

II. 
Es hat nicht an Angriffen auf die Bundeswehr gefehlt. Linksextre­
misten würden es gerne sehen, wenn die Bundesregierung nicht in 
der Nato wäre, ein Ansinnen, das angesichts der Weltlage einfach 
absurd erscheint. Es ist ebenso falsch, das Offizierskorps der Bun­
deswehr als antidemokratisch zu bezeichnen. Hier liegt, wie beim 
Reichsbanner, eine achtungsgebietende Tradition vor, auf die wir 
kurz eingehen müssen. In der alten Wehrmacht gab es bald nach 
der Machtübernahme Hitlers Kreise, die ernsthaft eine gewaltsame 
Abschaffung der Nazidiktatur erwogen. Zu ihnen gehörte der 
Oberst Friedrich Wilhelm Heinz, der ganz offen die Beseitigung 
des „Führers" plante. Wie mir der aufrechte Demokrat erzählte, 
waren die Gegenkräfte geteilter Meinung. Viele Offiziere fühlten 
sich an ihren Eid gebunden, was aber General Schleicher nicht hin­
derte, zusammen mit Höltermann im Jahre 1933 die physische Ver­
nichtung Hitlers zu planen. Wahrscheinlich wurde dies~ Absicht 
verraten: Schleicher fiel den Kugeln der SS zum Opfer, Holtermann 
konnte sich ins Ausland retten, arbeitete aber von dort weiter. Im 
Juli 1944 war es endlich soweit, daß große Teile des Offiziers­
korps einsahen, _Hitler müßte aus dem Weg geräumt werden. 
Wir wissen wie .~dieses Vorhaben endete. Oberst Heinz wurde 
mit Admiral' Canaris verhaftet und zum Tode verurteilt. Er konnte 
sich retten, während seine Frau in einem KZ die Hinrichtung er­
wartete. Die Alliierten vereitelten die mörderischen Absichten der 
SS im letzten ·Augenblick. Heinz wurde Chef des Geheimdienstes 
der Bundeswehr. In dieser Eigenschaft lernte ich ihn kennen und 
schätzen. Nach Dr. John kurze Zeit in sowjetischer Gewalt, ent­
floh er aus Karlshorst, quittierte aber den Dienst, weil er mit man­
chen Auffassungen nicht einverstanden war. Sein Bekenntnis zur 
freiheitlichen Demokratie hat der überparteilich eingestellte Offizier 
bis zu seinem Tode aufrechterhalten. 
Heute steht an der Spitze der Bundeswehr ein sozialdemokra­
tischer Minister der sich der allergrößten Hochachtung und Be­
liebtheit bei all
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en Parteien erfreut. Es war Georg Leber, der in 
einem mir vorliegenden Schreiben durch den Informations- und 
Pressestab des Verteidig1,1ngsministeriums am 11. Juni 1974 die 
Notwendigkeit einer Zusammenarbeit zwischen Bundeswehr und 
Reichsbanner sinnvoll begründete. Darin heißt es wörtlich: 



„ Ich unterstreiche Ihre Auffassungen, daß alle demokratischen 
Kräfte und Gruppierungen unserer · Gesellschaft aufgerufen sind, 
unsere freiheitliche demokratische Grundordnung gegen alle An­
griffe von links- oder rechtsradikalen Gruppen zu verteidigen - mit 
Zähnen und Klauen. Auch stimme ich Ihnen zu, wenn Sie anfüh­
ren, daß es Aufgabe auch des Reichsbanners sein soll, zu allen 
Stellen der Bundeswehr ein enges Verhältnis herzustellen." 
Dann folgen in dem Brief genaue Angaben, wie die notwendigen 
Kontakte hergestellt werden sollen. Das ist inzwischen in die Wege 
geleitet worden, doch wird noch einige Zeit vergehen, bis alles 
getan ist, was hier getan werden kann. Gerade auf diese Weise -
aber wird ein Wunsch des Reichsbanners erfüllt, mit der Bundes­
wehr zusammenzuarbeiten. Der Verfasser dieses Beitrags kann nur 
mit größter Hochachtung von dem Entgegenkommen vieler Offi­
ziere der Bundeswehr sprechen, sich im Dienst um die demokra­
tischen Ziele zu bemühen. 
Hier wäre weiter zu erwähnen die segensreiche Arbeit des Oberst­
leutnant Richard Pohla einer Mainzer Dienststelle der Bundes­
wehr. Der sachkundige Offizier hat im Mai vor den verschiedenen 
Verbänden der deutschen Widerstandsbewegung, zu denen 
ganz selbstverständlich auch das Reichsbanner gehört, einen sehr 
eingehenden Vortrag gehalten, für den man ihm nicht dankbar ge­
nug sein kann. 
Andere, sehr ermutigende Bekundungen von Seiten führender Ver­
treter der Bundeswehr über die Aufgaben des Reichsbanners lie­
gen ebenfalls vor. So erklärte Generalmajor Hantel, Chef des Sta­
bes im Wehrbereich IV in Mainz: ,,Das Reichsbanner hat die Auf­
gabe, in den Beziehungen zwischen der Bundeswehr und der Öf­
fentlichkeit eine Marktlücke zu schließen" . 
Generalleutnant Dr. Ing. Schönfelder, der kommandierende Gene­
ral des II. Korps in Ulm hat wiederholt die Notwendigkeit einer 
Zusammenarbeit mit dem Reichsbanner gefordert. 
Das sind erfreuliche Zeichen dafür, daß das überparteiliche Reichs­
banner eine große Aufgabe vor sich hat. Es kann seiner Bestim­
mung nur gerecht werden, weil in seinen Reihen jeder willkommen 
ist, der ohne Rücksicht auf seine parteipolitische Einstellung mit­
arbeiten will. An die demokratischen Parteien muß daher die Mah­
nung gerichtet werden, sich wenigstens hier zusammenzufinden. 
Daher darf mit besonderer Genugtuung vermerkt werden, daß der 
Vorsitzende der CDU und rheinland-pfälzische Ministerpräsident 
Dr. Kohl sich bei einem Empfang, der den Interessen unseres 
Dachverbandes, der Union Deutscher Widerstandskämpfer und 
Verfolgten-Verbände sowohl als auch des Reichsbanners galt, vom 
Bundesvorsitzenden, Kamerad Prinz, ausführlich über die Ziele 
unserer Organisation in einem längeren Gespräch unterrichten 
ließ. - Wer hier parteipolitische Hintergründe sucht, begeht einen 
großen Irrtum. 
Leider ist ein Empfang bei dem:_;Bundeskanzler, der gleichzeitig 
beantragt worden war, bis jetzt noch nicht möglich gewesen. 
Schließlich ist es von weittragender Bedeutung für die Zukunft des 
Reichsbanners, daß aus den Reihen der Jugend diejenigen; für 
eine Mitarbeit gewonnen werden, welche einst Repräsentanten der 
deutschen Demokratie werden sollen. Leider gibt es aber sehr kurz­
sichtige Direktoren höherer Lehranstalten, welche sich hier sehr 
undemokratisch verhalten u. diesen Bestrebungen offen entgegen­
treten. Wir werden aber dafür sorgen, daß solche Fälle den zu­
ständigen Kultusministerien gemeldet werden. Wir werden uns 
auch nicht scheuen, solche Gegner der demokratischen Erziehungs­
arbeit öffentlich anzuprangern, damit die Bevölkerung weiß, was 
sie von solchen „Mitläufern" zu halten hat. 
Es kümmert uns wenig, daß ein Rechtsanwalt in Bensheim als Har­
lekin auftritt und sich als Nachfolger Hitlers betrachtet. In den Ir­
renanstalten gibt es genug Verrückte, die sich als „Kaiser von 
China" ansehen. Es ist auch keine Gefahr für den Staat, daß etwa 
300 Monarchisten ihre Nostalgie für das Kaisertum pflegen. Die 
Hauptgefahr kommt aus dem linksradikalen Lager. Mit Genug­
tuung vermerken wir, daß auch der Ministerpräsident eines CDU­
regierten Landes dem Reichsbanner bereits eine materielle Zu­
wendung machte. Die Erkenntnis von der Bedeutung einer über­
parteilichen Organisation wächst. Mögen endlich die Verantwort­
lichen in Bonn und der DGB ihre Pflicht tun. Es ist hohe Zeit! 

Innere Sicherheit:. 
Die Terrorgruppe „Bewegung 2. Juni" hat sich Anfang 1972 in Ber­
lin aus Anhängern anarchistischer Gruppen gebildet. Die Gruppe 
gab sich den Namen nach dem Todestage des Studenten Benno 
Ohnesorg, der am 2. Juni 1967 bei einer Protestdemonstration 
gegen den Schah von Persien ums Leben kam. 
Diese „Bewegung" unterhält zur „Rote Armee Fraktion" Verbin­
dung. ,,Die Bewegung 2. Juni" hat die Verantwortung für den An­
schlag auf den britischen Yachtclub in Berlin (2. 2. 1972) und den 

Anschlag auf das Landeskriminalamt Berlin (3. 3. 72) übernommen. 
Sie hat ihr ehemaliges Mitglied Ulrich Schmücker ermordet und 
die Ermordung des Präsidenten des Berliner Kammergerichts von 
Drenkmann (10. 11. 74) begrüßt. 

Der parlamentarische Staatssekretär im Bundesministerium des In­
nern, Dr. Schmude, hat in der Fragestunde des Deutscheri Bun­
destages am 29. 1. 1975 erklärt, daß der Bundesregierung keine 
Sicherheitsbedenken bekannt sind, die die Zurückweisugn derjeni­
gen Personen aus Chile erfordern, deren Aufnahme das Land Ba­
den-Württemberg abgelehnt hat. 

Das ln-teresse der östlichen Nachrichtendienste richtet sich weiter­
hin gegen Personen, die aus beruflichen Gründen in Ostblock­
länder einreisen. Die Nachrichtendienste unterhalten beispielswei­
se im Ostblock vielfach „Stützpunkte" auf Großbaustellen, um In­
genieure und Monteure westlicher Firmen - aber auch Firmenver­
treter - zu ködern. In einigen Fällen sind auch intime Bekannt­
schaften durch Nachrichtendienste gesteuert worden. 

Von Dezember 1972 - Juli 1974 sind die Stimmanteile des Marxisti­
schen Studentenbundes (MSB) Spartakus und des Sozialistischen 
Hochschulbundes (SHB) von 24,2 v. H. von 1312 Sitzen an 32 Uni­
versitäten und Technischen Hochschulen auf 20, 2 v. H. von 1741 
Sitzen an 47 Universitäten und Technischen Hochschulen zurück­
gegangen. 

Die Zielsetzungen des MSB Spartakus, der DKP und ihrer Hoch­
schulgruppen und der Sozialistische Hochschulbund (SHB) sind 
mit der freiheitlich-demokratisch~n Grundordnung nicht vereinbar. 
Ein Anlaß, an der Verfassungstreue der Juso-Hochschulgruppen, 
der GEW-Hochschulgruppen 'und des Liberalen Hochschulverban­
des zu zweifeln, besteht nach Mitteilung der Bundesregierung nicht. 

Auf Grund der dem Bundesgrenzschutz gemäß § 4 des BGS-Ge­
setzes übertragenen Sicherungsaufgaben im Raume Bonn ist eine 
Verstärkung der Einheiten in Bonn durchgeführt worden. 
Für die Bekämpfung der Gewaltkriminalität ist in Übereinstimmung 
mit einem Beschluß der Innenminister der Länder die Grenz­
schutztruppe 9 als Spezialeinheit aufgestellt worden. 

Personalien 
HERMANN SCHMl·DT 
vom Reisbanner zur Bundeswehr 
Als Nachfolger von Staatssekretär Karl Wilhelm Berkhan wurde der 
bisherige Vorsitzende des Verteidigungsausschusses des Deut­
schen Bundestages Hermann Schmidt (Würgendorf) als Parlamen­
tarischer Staatssekretär in das Bundesministerium der Verteidigung 
berufen. Am 1. April 1975 hat er sein neues Amt angetreten. 
Hermann Schmidt wurde am 6. Februar 1917 in Allendorf (Dillkreis) 
geboren. Nach Besuch der Volksschule und nach der kaufmän­
nischen Lehre war er techn. Kaufmann, .als er 1938 zum Arbeits­
dienst und anschließend zum Wehrdienst einberufen wurde. Am 
Ende des Zweiten Weltkrieges war er Hauptmann. Bei Entlassung 
aus der Gefangenschaft war ihm 1946 seine kaufmännische 
Ausbildung für die Berufswahl und seine Einstellung als Geschäfts­
führer der Westfälischen Rundschau in Siegen von Nutzen. Seit 
1952 gehört er der Stahlwerke Südwestfalen AG in Hüttenthal an, 
wo er Prokurist wurde. Dort ließ er sich beurlauben, als ihn Kom­
munalpolitik und später Landespolitik zunehmend in Anspruch 
nahmen. 
Vor 1933 Mitglied des Reichsbanners, ist er seit 1946 ununterbro­
chen Vorsitzender seiner Partei in seinem Heimatort Würgendorf 
und seit 1949 Vorsitzender des Unterbezirks Siegen-Wittgenstein. 
16 Jahre war er. Amtsbürgermeister und bis heute zehn Jahre 
Landrat. Landtagsabgeordneter in Düsseldorf war er von 1950 bis 
1961 . Als er dann 1972 Vorsitzender des Verteidigungsausschusses 
im Bundestag wurde, hat er diesem seit 1961 elf Jahre angehört. Er 
ist Mitglied des Europarates, der Versammlung der Westeuropä­
ischen Union-und der Nordatlantischen Versammlung. 
Schmidt i"st Oberst der Reserve. In der Zeitschrift „Sozialdemo­
l< ratische Sicherheitspolitik" schrieb er, es möge manch einem in 
unserem lande nicht passen, daß der amerikanische Verteidi­
gungsminister Schlesinger die Bundeswehr als einen „gefürchteten 
Gegner" bezeichnet habe. Jedoch würde die Verringerung ihrer 
Präsenz bei den MBFR-Verhandlungen in Wien nicht eine so 
herausragende Forderung der Gegenseite sein, wenn die Bundes­
wehr nicht gefürchtet wäre. Aufgabe der Bundeswehr sei es, den 
Krieg zu verhindern. (zi) 
Dieses „ Porträt des Monats" haben wir der „Wehrkunde" Heft 5/75 
entnommen und sofort Verbindung mit dem neuen Staatssekretär 
aufgenommen. S. K. 



Jupp Scheich feierte 60. Geburtstag. 

Unser lieber Frankfurter Reichs­
banner-Kamerad Josef (Jupp) 
Scheich feierte am 25. Juli 1975 
seinen 60. Gepurtstag. 
Bis zum Verbot des „Reichsban­
ners" im Jahre 1933 durch die 
nationalsozialistischen Machtha­
ber gehörte Kamerad Scheich 
dem Jungbanner an. Sein Jahr­
gang war der erste, der nach_ 
Wiedereinführung der Wehrpflicht 
in Deutschland zur Wehrmacht 
eingezogen wurde. Einschließlich 
des anschließend geleisteten 
Kriegsdienstes war Scheich ins­
gesamt 11 Jahre lang Soldat. 

Nach der Wiedergründung unseres Bundes war er vom ersten Ta­
ge an wieder aktiv bei der Sache. Er gehörte vom Beginn an zum 
Frankfurter Ortsvereins-Vorstand und keine Arbeit war und ist ihm 
dort zuviel. Beim Landesvorstand Hessen wirkt er außerdem als 
stellvertretender Schatzmeister. 

Jupp ist ein vorbildlicher, allseits beliebter Kamerad und wir hof­
fen, daß er noch lange in alter Frische für unseren Bund treue und 
wertvolle Arbeit leistet. HeiDi 

,,25 Jahre Landesrat für Freiheit und Recht" 

Der Landesrat für Freiheit und Recht gehört, wie das Reichsbanner, 
der UDWV an. 

Der Oberbürgermeister der Stadt München, Georg Kronawitter, 
lud zur 25-Jahresfeier des Landesrates für Freiheit und Recht ein. 
Gleichzeitig fand eine Podiumsdiskussion statt: 30 Jahre nach „Na­
tionalsozialismus und Krieg ", an der sich Vertreter des Kreisju­
gendringes München-Stadt beteiligten. 
Der Landesvorsitzende Georg Bach konnte bei seiner Begrüßung 
neben Mitgliedern und Freunden des Landesrates für Freiheit und 
Recht, Vertreter befreundeter Organisationen und Ehrengäste be­
grüßen. 
Der Oberbürgermeister von München Georg Kronawitter konnte lei­
der nicht persönlich teilnehmen, dafür wurde er von Bürgermeister 
Gittel vertreten, weiter waren anwesend: Ministerpräsident a. D. 
Dr. Wilhelm Hoegner mit Gattin, der Vizepräsident des Bayerischen 
Senats Prof. Dr. Scheuermann, Landtagsabgeordnete Frau Elisa­
beth Biebl für die CDU-Fraktion des Bayerischen Landtages, Gün­
ther Pohl für den SPD-Landesverband Bayern, Staatspräsident a. 
D. Bezold für die FDP und der Präsident des bayersichen Landes­
entschädigungsamtes Heinz Meier. Außer diesen Persönlichkeiten 
des öffentlichen Lebens waren die Stadtfraktionen des Stadtrates 
der Landeshauptstadt München erschienen. 
Die Feier wurde musikalisch von einem Trio des Strauß-Konversa­
toriums München künstlerisch " gestaltet. Der Landesvorsitzende 
Georg Bach hielt die Ansprache zum 25jährigen Jubiläum unseres 
Verbandes und gedachte der toten Kameraden, die die Mitbegrün­
der des Verbandes waren, als sie aus Gewissensgründen nicht 
länger der VVN angehören konnten. 
Nach dieser Ansprache und einer kurzen Paus·e begann unter Lei­
tung des Landesvorsitzenden Dr. Hans Lamm die Podiumsdiskus­
sion, dabei stellte sich zur angenehmen Überraschung heraus, daß 
die jüngere Generation gerne bereit ist, mit der erfahrenen älteren 
Generation zu diskutieren und durch fundiertes Wissen unserer 
Mitglieder Aufklärung aus dieser unheilvollen Zeit übermittelt be­
kommt, was leider in den Schulen mit Absicht vernachlässigt wird! 
Dr. Wilhelm Hoegner bedauerte in seiner Ansprache, daß ein Mas­
senmedium, wie das Fernsehen, in seinen letzten Dokumentatio­
nen zur Kapitulation Deutschlands vor 30 Jahren alles vernied­
licht. Vor allem ist es für jeden Verfolgten eine Provokation, wenn 
die ehemaligenVerfolger (SS) Feste feiern und in ihrer National­
Zeitung sich diskriminierend gegen unseren Personenkreis auslas­
sen. 

Es ist höchst bedenklich, wenn der Freistaat Bayern duldet, daß die 
sogenannten Schreibtischtäter von einst, heute staatswissenschaft­
liche Lehrbeiträge für d.ie nachfolgende Generation an der Univer­
sität bringen, wie Allgemeine Staatslehre und Themen über Demo­
kratie, und Gestapo-Männer im öffentlichen Dienst weiter beschäf­
tigt werden. Aber der Rechtsnachfolger des Unrechtsstaates, die 
heutige Bundesrepublik Deutschland, hat nichts dazu gelernt, son­
dern sie bestreitet in einer veränderten Form das Unrecht gegen 
die ehemaligen Verfolgten weiter. 

Arthur Förschler, München 

Vor 50 Jahren 

-<nedin, '2luguft 1924 ~eft 8 

Reichsbanner „Schwarz-Rot-Gold" 

Eine große Bewegung geht durch die Deutsche Republik. Die Ein­
sicht, daß unabhängig von Parteien und sonstigen Organisationen 
die Republikaner in der Deutschen Republik gesammelt werden 
müssen, hat sich Bahn gebrochen. Das Reichsbanner „Schwarz­
Rot-Gold" ist der Bund aller wahrhaft überzeugten Republikaner, 
vor allem jener Kriegsteilnehmer, die aus ihrem Erleben die Lehre 
gezogen haben. 
In dieser Bewegung kommen Gedanken zum Durchbruch und 
wachsen in die Breite, die von uns Jungsozialisten stets geteil~ 
worden sind. 
Unsere Stellung zur Republik ist klar. 
Damit ist auch unsere Stellung zum Reichsbanner „Schwarz-Rot­
Gold" gegeben. 
Das Reichsbanner „Schwarz-Rot-Gold" ist keine militaristische Or­
ganisation und treibt keine Soldatenspielerei. 
Das Reichsbanner „Schwarz-Rot-Gold" ist ein Bund aller Republi­
kaner, denen ihre republikanische Überzeugung innerste Gewis­
senssache ist. Hier wächst der Republik aus dem Volke heraus, ein 
Schutz- und Trutzbund, den es aus allen Kräften zu fördern gilt. 
Es ist für uns Jungsozialisten selbstverständlich, das Reichsbanner 
„Schwarz-Rot-Gold" als eine Angelegenheit zu betrachten, die uns 
zu allererst angeht. 
Tretet dem Reichsbanner „Schwarz-Rot-Gold" bei und beteiligt 
Euch in seinen Reihen an den bevorstehenden Verfassungsfeiern! 

Der Reichsausschuß 

Mitteilung_;_. 

General Hantel, Befehlshaber im Wehrbereich IV, Mainz, empfing 
den Bundesvorsitzenden des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold, 
Bund aktiver Demokraten e.V., zusammen mit den Kameraden Weiß 
(stellvertretender Vorsitzender und Bundesehrenvorsitzender), Kei­
ling (Schriftführer und Esser vom Bundesvorstand zu einer Bespre­
chung über weitere Zusammenarbeit des Reichsbanners mit der 
Bundeswehr. 
General Hantel wies dabei auf eine „Marktlücke" für das Reichs­
banner hin, deren Aufgabe als überparteiliche u. überkonfessionelle 
Organisation auch die Stärkung der Wehrbereitschaft im Rahmen 
ihrer staatspolitischen Arbeit sei. 



NACHRUF 

Am 6. J'Uli 1975 verstarb in Frankfurt: am Main unser lieber Kamerad 

Waldemar Lorenz 
/ 

Polizeihauptkommissar i. R. 
ehern. Stadtverordneter 

Das REICHSißANNER verliert in dem Dahingeschiedenen einen seiner ge­
treuest,en Mitstreiter. 

Sein Eintritt in unser,en Bund erfolgte schon bei der Gründung im Jahre 
1924. Er gehörte von da an dem Gauvorst!and Hess,en-Nassau des REICHS­
BANNERS als Vertreter der Zentrumspartei an, und zwar bis zu jenem Zeit­
punkt, als die Tätigkeit aller republikanisch-demokrat:ischen Organisationen 
durch die Nazi-Terrorherrsichaft unterbunden wurde und Deutschilands dun­
kelste Zeit anbrach, währ,end der er selbstverständlich auch aus dem menste 
bei der Polizei ausscheiden mußte. 

Als wir nach dem ,endlichen Zusammenbruch des taus,endjährigen Reiches 
und dem Untergang der Naziherrschaft; wieder drang'ing,en, das REICHS­
BANNER neu zu formier,en, war Kamerad Lorenz wieder von der erst,en 
Stunde an bei der Sache. Ihm ist es auch besonders zu verdank,en, daß das 
Denkmal für unsere von den Nazis ermordeten Kameraden auf dem Frank­
furt:er Hauptfriedhof wieder hergerichtet wurde. Bei der Einweihung wirkte 
er mit als Führer einer Abordnung der Polizei, und wir denk,en heute noch 
dankbar an die -damalig,e ergreif.ende Feier, der,en würdige Gestaltung als 
sein Verdienst zu gelten hat. 

Auch im wiedergegründeten REICHSBANNER bekleidete Kamerad Lorenz 
wichtige Funktionen. Er gehörte längere Zeit dem Bundesvorstrand sowie 
dem Landesvorstand Hess,en· und noch bis zuletzt dem Ortsvereins-Vorst'and 
Frankfurt am Main an. 

Neben vielen ande rren Korporationen • nahm auich eine Abordnung des 
HEICHSBANNERS mit Fahnen an der Be,isetzung des hingeschiedenen Ka­
meraden teil, bei der u. a. Bürgermeister a. D. Dr. Fay den unermüdlichen 
Kampf, den Waldemar Lorrenz als Widerstandskämpfer im Untergrund geg,en 
die Naziherrschaft führte, würdigte. 

Sein unermüdliiches Eintreten für Freiheit und soziale Gerechtigkeit und für 
die Erhaltung des Rechtsstaates sollte der nachwachsenden Generation als 
Vorbild dienen. - Auch Kamerad Ditter spraich am Grabe Worte des Dankes 
Wir werden das Andenk,en unseres Kameraden Waldemar Lorenz in Ehren 
halten und sein Wirk,en für unseren Bund nie vergess.en. 

REICHSBANNER SCHWARZ-ROT-GOLD, Bund aktiver Demokraten e. V. 

Ortsverein Frankfurt/Main 
H. Ditter 

„ 1. Vorsitzender 

Aus den Landesverbänden 
und Ortsvereinen 
Landesverband Hamburg 
Die Mitgliederversammlung am Sonnabend, dem 26. Juni 1975, die 
im Lokal „Schinkenkrug " in Hamburg-Tonndorf stattfand, befaßte 
sich mit folgenden Themen: 
a) Bericht von der Bundesvorstandssitzung 
b) Durchführung einer öffentlichen Diskussionsrunde im Zuge der 

Werbung. 
Außerdem referierte Kamerad Willi Beuk über das Thema „ Polen 
nach 30 Jahren". 

Der Bundesvorstand 
Georg Prinz 

1. Vorsitz,ender 

Das Reichsbanner. Offizielles Organ des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold, 
Bund aktiver Dert1okraten e. V. und dea Frelheltsbundea e. V. Berlln. 
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